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Ausgabe Nr. 10 vom  28.07.2014 für PiA, Jungapprobierte und alle an der Thematik 
Interessierten 
 
 
 
Liebe Kolleginnen und Kollegen in Ausbildung, 

hier ist der 10. bvvp-online-PiA-Newsletter! 

 
Wir freuen uns, Ihnen den inzwischen 10. PiA-Newsletter zur Verfügung stellen zu 
können.  
Das drängende Problem der Gegenwart zeigt sich auch 15 Jahre nach Inkrafttreten 
des Psychotherapeutengesetzes. Bemühungen von Delegierten des DPT, u.a. vieler 
bvvp-Delegierten, haben dazu geführt, dass der DPT den BPtK Vorstand beauftragt 
hat, sich für die Integration der PiA in das Mindestlohngesetz einzusetzen, was der 
Vorstand auch umgesetzt hat. Der Gesetzgeber ist dieser Forderung leider nicht 
nachgekommen.  
Auch die ärztlichen Kollegen, die ihre Fachkunde im Rahmen einer Weiterbildung 
erlangen, beklagen so manchen Missstand – lesen Sie hierzu die Ergebnisse einer 
Befragung durch den Marburger Bund zu den Berufsvorstellungen junger Ärzte und 
zu ihrer Zufriedenheit in der Weiterbildung, außerdem zu den Forderungen nach ei-
nem Tarifvertrag für ihre Weiterbildung und einer Vergütung von 597 Euro für das 
Praktische Jahr während des Studiums.  
 
In der Hochschullandschaft im In- und Ausland tut sich so Einiges. Lesen Sie, was 
sich in Deutschland bewegt. Interessant ist in diesem Zusammenhang auch, wie in 
Luxemburg  ein Psychotherapiestudium durchgeführt wird. 
 
Wichtig war ein Fachtag zur Reform der Ausbildung am 25.06.2014 in Berlin. In der 
Pressemitteilung erfahren Sie Wissenswertes über die eingebrachten und diskutier-
ten Aspekte. Wer sich noch mehr mit der Materie beschäftigen möchte, findet die 
Beiträge des bvvp auf unserer Homepage. 
 
Weiterhin finden Sie viele Berichte zu vergangenen und anstehenden Protesten. 
Diese sind auch für Sie als angehende Psychotherapeuten wichtig, denn die Hono-
rarproblematik ist ein seit 20 Jahren andauerndes Problem, das wir auch für die 
nachfolgende Generation lösen wollen und müssen. 
 
Zuletzt einige Termine, die Sie sich vormerken sollten und die alle innerhalb einer 
Woche in Berlin stattfinden. Am 22.09. wird das 6. PiA-Politiktreffen sein, am 25.09. 
ein Aktionstag diverser Verbände zur Verbesserung der Honorare und am 26.09. ein 
Fest anlässlich des 20-jährigen Jubiläums des bvvp.  
 
Allen PiA, die am 21.08. in die IMPP-Prüfung gehen, wünschen wir gutes Gelingen 
für beide Teile der Staatsprüfung! 
Einen angenehmen Sommer wünscht Ihnen für den Bundesvorstand 
 
Ariadne Sartorius 
Vorstandsmitglied 
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1. PiA fordern Mindestlohn als ersten Schritt 
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1.2. bvvp unterstützt die Forderungen und schreibt das Ministerium 
an 

 
13.05.2014 
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1.1. Psychotherapeuten in Ausbildung häufig ohne Vergütung BPtK  
fordert, das „Psychiatriejahr“ nicht vom Mindestlohn auszunehmen 

 
30.06.2014 

 
Die Bundespsychotherapeutenkammer (BPtK) fordert, dass Psychotherapeu-
ten in Ausbildung einen Mindestlohn für ihre Tätigkeit in psychiatrischen Kran-
kenhäusern erhalten können. „Es muss jeder gesetzgeberische Spielraum ge-
nutzt werden, die finanzielle Not der Psychotherapeuten in Ausbildung zu lin-
dern“, erklärt BPtK-Präsident Prof. Dr. Rainer Richter anlässlich der heutigen 
Anhörung des Bundestagsausschusses für Arbeit und Soziales zum Entwurf 
des Tarifautonomiestärkungsgesetzes (BT-Drs. 18/1558), mit dem ein flä-
chendeckender gesetzlicher Mindestlohn eingeführt werden soll. „Der Mindest-
lohn wäre eine Notlösung, damit Psychotherapeuten während der mindestens 
einjährigen Ausbildungsphase im Krankenhaus nicht völlig ohne Vergütung 
bleiben. Unsere Forderungen nach einer angemessenen tariflichen Entloh-
nung, die sich am akademischen Grad der Ausbildungsteilnehmer orientiert, 
bleibt damit aber unberührt“. In einem Schreiben an Bundesarbeitsministerin 
Andrea Nahles und die Mitglieder des Bundestagsausschusses für Arbeit und 
Soziales hat die BPtK darauf hingewiesen, dass nach den derzeitigen Formu-
lierungen im Gesetzentwurf der Mindestlohn nicht für Hochschulabsolventen 
gilt, die sich in der postgradualen Psychotherapeutenausbildung befinden. 
Nach § 22 Absatz 1 Nummer 1 sollen unter den Anwendungsbereich dieses 
Gesetzes all jene Praktikanten nicht fallen, die ein Praktikum verpflichtend im 
Rahmen einer Schul-, Ausbildungs- oder Studienordnung leisten. Der prakti-
sche Anteil einer Ausbildung, die ein bereits abgeschlossenes Hochschulstu-
dium voraussetzt, ist nach Einschätzung der BPtK jedoch nicht mit einem 
Praktikum vergleichbar. Die BPtK hat daher gefordert, in die Ausnahmenrege-
lungen solche Praktika nicht aufzunehmen, die nach Abschluss eines Hoch-
schulstudiums im Rahmen einer Ausbildungsordnung zu erbringen sind und 
entsprechend dem Qualifikationsniveau zu erbringende Tätigkeiten verlangen. 
Psychotherapeutinnen und Psychotherapeuten müssen im Rahmen ihrer 
postgradualen Ausbildung eine „praktische Tätigkeit“ von mindestens einem 
Jahr und sechs Monaten absolvieren, davon mindestens ein Jahr in einer psy-
chiatrischen klinischen Einrichtung („Psychiatriejahr“). Ein 2009 vom Bundes-
ministerium für Gesundheit vorgelegtes Gutachten belegt, dass viele Psycho-
therapeuten in Ausbildung während dieser Zeit, in der sie in der Regel Vollzeit 
tätig sind, gar keine Vergütung oder bestenfalls eine Vergütung in Höhe eines 
„Minijobs“ erhalten. Die BPtK setzt sich seit Jahren für eine grundlegende Re-
form der Psychotherapeutenausbildung ein, sodass qualifizierte Tätigkeiten 
der Ausbildungsteilnehmer im Krankenhaus angemessen vergütet werden. 
Dass sich die Regierungskoalition von CDU/CSU und SPD in ihrer Koalitions-
vereinbarung auf eine Reform der Psychotherapeutenausbildung verständigt 
hat, lässt hoffen, dass es noch in dieser Legislaturperiode zu einer Lösung 
kommen wird, die eine angemessene tarifliche Entlohnung sicherstellt. 
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2. Mitgliederbefragung Marburger Bunde zu Berufsvorstellungen junger 
Ärzte 

 
12.05.2014 

 
Dem MB-Monitor 2014 zufolge hat die große Mehrheit der jungen Ärztinnen und 
Ärzte (82%) einen zeitlich befristeten Arbeitsvertrag. In den meisten Fällen (53%) 
läuft die Befristung bis zur Facharztprüfung, bei 47 Prozent endet sie aber bereits 
davor. Unzufrieden ist die Mehrheit der Jungmediziner mit der Struktur und der 
Vermittlung der Facharzt-Weiterbildung. Fast zwei Drittel der Befragten verneinen 
die Frage, ob ihrer Einschätzung nach die geforderten Weiterbildungsinhalte wäh-
rend der alltäglichen klinischen Arbeit ausreichend vermittelt werden (51%: „nein, 
eher nicht“, 12%: „nein, gar nicht“). Von weit mehr als der Hälfte der Ärzte (58%) 
wird erwartet, dass sie vorgeschriebene Weiterbildungsinhalte außerhalb der re-
gulären Arbeitszeit absolvieren. Damit bestätigt auch der MB-Monitor 2014 
Trends aus zurückliegenden Mitgliederbefragungen des Marburger Bundes zu 
den Arbeitszeiten der angestellten Ärztinnen und Ärzte. Die hohe Arbeitsbelas-
tung und enge Taktung im Klinikbetrieb lässt zu wenig Raum für die Weiterbil-
dung im normalen Tagesablauf. „Wenn der Arbeitsspeicher zu knapp bemessen 
ist, können nicht gleichzeitig immer mehr Programme zur Anwendung gebracht 
werden. Für die Weiterbildung als Teil der ärztlichen Tätigkeit bleibt häufig ein-
fach zu wenig Zeit, um die geforderte Strukturierung tatsächlich in ausreichendem 
Maße zu gewährleisten“, sagte Rudolf Henke, 1. Vorsitzender des Marburger 
Bundes. 

Nur 15 Prozent der Befragten geben an, dass ihnen ein strukturierter Weiterbil-
dungsplan ausgehändigt wurde, bei 85 Prozent war dies nicht der Fall. Auch in 
der Interaktion zwischen den jungen Ärzten und ihren ärztlichen Weiterbildern gibt 
es Mängel: Nur 9 Prozent erhalten mehrmals im Jahr ein Feedback in ihrem 
Fachgebiet durch den Weiterbilder, 44 Prozent einmal im Jahr und 47 Prozent 
überhaupt kein regelmäßiges Feedback. Exakt 50 Prozent der im MB-Monitor 
2014 befragten angestellten Ärzte halten ihren Weiterbilder aber „für didaktisch 
kompetent“, die andere Hälfte antwortete mit Nein. 

 
Mehr lesen Sie hier.... 
http://www.marburger-bund.de/projekte/mitgliederbefragung/2014 

 
 
 

3. Marburger Bund fordert für Ärzte in Weiterbildung vergeblich einen Ta-
rifvertrag 

23.12.2013 

 
KVen taugen nicht als Arbeitgebervertretung. Doch mit der Funktion als Arbeitge-
bervertreter tun sich sowohl das KV-System als auch die ärztlichen Berufsver-
bände schwer. „Für die KBV und die KVen kommt eine solche Funktion nicht in-
frage. Wir vertreten alle Ärzte in den Praxen“, betont KBV-Sprecher Dr. Roland 
Stahl. Und bei der Aus- und Weiterbildung sehe die KBV eine andere Priorität, 
und zwar die Integration der ambulanten Versorgung in die Hochschulmedizin. 
Die großen Verbände wie Hartmannbund und NAV-Virchowbund haben schon 

http://www.marburger-bund.de/projekte/mitgliederbefragung/2014
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abgewunken. Auch die Fachverbände wollen nicht. 
 
Dr. Andreas Gassen, Vorsitzender des Spitzenverbands der Fachärzte (SpiFa), 
lehnt die Einführung von Tarifverträgen für angestellte Ärzte, insbesondere Wei-
terbildungsassistenten, grundsätzlich ab. Er hält eine 1:1-Übertragung einer Ta-
rifpartnerschaft, wie sie in Kliniken gelebt wird, auf die verschiedenen Formen der 
Praxen für nicht durchführbar. „Praxen und MVZ sind in der Leistungserbringung 
gedeckelt. So ist es mehr als fraglich, ob sich Gehaltsvorstellungen, etwa des 
Marburger Bundes, von oder nahe an Oberarztgehältern für angestellte Ärzte tat-
sächlich in der Praxis verdienen lassen“, erklärt Dr. Gassen, niedergelassener Or-
thopäde in Düsseldorf, gegenüber Medical Tribune. 
 
Mehr lesen Sie hier... 
http://www.medical-tribune.de/home/news/artikeldetail/mb-fordert-tarifvertrag-fuer-
angestellte-aerzte.html 
 
(Anmerkung der Redaktion: Es handelt sich hierbei um einen Beitrag aus dem 
Dezember 2013, der uns erst jetzt bekannt wurde. Obgleich er zwar nicht mehr 
ganz aktuell ist, fanden wir es dennoch interessant darzustellen, welche Proble-
me und Forderungen in der Ärzteschaft gesehen und gestellt bzw. verworfen 
werden) 

 

 

4. Hartmannbund und Frankfurter Medizinstudierende fordern bessere Be-
dingungen im Praktischen Jahr 

 
17.06.2014 

 
Anlässlich des 75. Medizinischen Fakultätentages in Frankfurt haben der Hart-
mannbund und die Fachschaft der Medizinischen Fakultät Frankfurt am Main zu 
einer gemeinsamen studentischen Demonstration für bessere Studienbedingun-
gen im Praktischen Jahr (PJ) aufgerufen. Wichtigste Forderung: Eine monatliche 
Aufwandsentschädigung in Höhe von 597 Euro für alle Medizinstudierenden im 
PJ. Die Frankfurter Studenten wollen zudem anmahnen, dass die ihnen Anfang 
des Jahres zugesicherte PJ-Aufwandsentschädigung in Höhe von 300 Euro mo-
natlich noch immer nicht an jedem Lehrkrankenhaus ausgezahlt wird. 
 
Mehr lesen Sie hier... 
http://www.hartmannbund.de/enews/2982/144/Hartmannbund-und-Frankfurter-
Medizinstudierende-fordern-bessere-Bedingungen-im-Praktischen-Jahr/ 

 

http://www.medical-tribune.de/home/news/artikeldetail/mb-fordert-tarifvertrag-fuer-angestellte-aerzte.html
http://www.medical-tribune.de/home/news/artikeldetail/mb-fordert-tarifvertrag-fuer-angestellte-aerzte.html
http://www.hartmannbund.de/enews/2982/144/Hartmannbund-und-Frankfurter-Medizinstudierende-fordern-bessere-Bedingungen-im-Praktischen-Jahr/
http://www.hartmannbund.de/enews/2982/144/Hartmannbund-und-Frankfurter-Medizinstudierende-fordern-bessere-Bedingungen-im-Praktischen-Jahr/
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5. BDP verabschiedet Eckpunkte zur Psychotherapeutenausbildung 

 
12.05.2014 

 
Delegiertenkonferenz fordert konkrete und zeitnahe Verbesserungen der Si-
tuation der Psychotherapeuten in Ausbildung (PiA) 

Der Berufsverband Deutscher Psychologinnen und Psychologen (BDP) hat sich 
heute anlässlich seiner Delegiertenkonferenz in Hamm für eine dringend notwen-
dige angemessene Vergütung der praktischen Tätigkeit innerhalb der Ausbildung 
zum Psychologischen Psychotherapeuten ausgesprochen. Des Weiteren plädiert 
er für eine bundesweit einheitliche Regelung der Zulassung zur Ausbildung auf 
dem Masterniveau. 

Im Rahmen der aktuellen Diskussionen um weitergehende Veränderungen in der 
Psychotherapeutenausbildung bezieht der Verband eine klare grundsätzliche Po-
sition mit der Aussage, dass Psychotherapie im Wesentlichen angewandte Psy-
chologie ist. „Ich sehe eine sehr große Gefahr, wenn Psychotherapeuten in ihrer 
Ausbildung keine ausreichenden psychologischen Grundkenntnisse erwerben, 
auf die sie heute in ihrer Arbeit zurückgreifen können“, warnt BDP-Präsident Prof. 
Michael Krämer. „Psychologisches Wissen ist für die Arbeit im Heilberuf für die 
Psyche im großen Maße notwendig.“ 

Zur anstehenden Verbesserung der Ausbildung hat die Delegiertenkonfe-
renz des BDP folgende Eckpunkte verabschiedet: 

1. Die gegenwärtigen Missstände in der Psychotherapieausbildung können in-
nerhalb der jetzigen postgradualen Ausbildung gelöst werden. 

2. Die Vergütung der Psychotherapeuten in Ausbildung während der praktischen 
Tätigkeit muss sofort und angemessen geregelt werden. 

3. Das Masterniveau muss Eingangsvoraussetzung für eine Weiterqualifikation 
im Rahmen einer postgradualen Ausbildung sein. 

4. Die Zugangsberechtigung zur Ausbildung bedarf klarer und bundeseinheitli-
cher Kriterien. 

5. Das Vorliegen dieser Kriterien muss bundeseinheitlich sachkundig überprüft 
werden. 

6. Psychotherapie ist angewandte Psychologie; ein Psychotherapiestudium führt 
zu einer Abkoppelung der Psychotherapie von ihrer Grundlagenwissenschaft. 

7. Die Psychotherapie als akademischer Heilberuf ist ein essenzieller Baustein 
zur Sicherstellung der Gesundheitsversorgung in Deutschland. 

Bereits im April 2012 verabschiedete der Verband ein Positionspapier „Direktaus-
bildung“, dessen Inhalte heute noch aktuell sind. „Als Präsident appelliere ich im 
Namen aller Delegierten, daher eindringlich, bei der Reform der Psychotherapie-
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ausbildung nicht die offenkundigen Fehler der medizinischen Ausbildung zu wie-
derholen“, rät Krämer. „Ich rufe die Politiker auf, die juristischen, hochschul- und 
gesundheitspolitischen Konsequenzen einer Direktausbildung von Psychothera-
peuten zu bedenken. Veränderungen sind notwendig und möglich – auch ohne 
Direktausbildung.“ 

Der BDP begrüßt angesichts der Arbeitsbedingungen das Verhandlungsergebnis 
für PiA in Baden-Württemberg, das am 6. Mai 2014 erzielt wurde, als einen 
Schritt auf dem Weg zur angemessen Vergütung. Dieser Tarifabschluss darf aber 
nicht darüber hinwegtäuschen, dass primär der Gesetzgeber eine ausdrückliche 
Regelung schaffen muss. 
 
 
Link zum Positionspapier „Direktausbildung“: 
www.bdp-verband.de/bdp/politik/2012/120403_ausbildung.pdf 
 
Diese Pressemitteilung steht auch als PDF zur Verfügung: 
www.bdp-verband.de/bdp/presse/2014/07_BDP_Pressemitteilung.pdf 

 
 

6. Uni sieht Affront des Fakultätentags 

 
Ärzte Zeitung 
14.05.2014 

 
Ist die neu gegründete Medizinische Fakultät ein "Franchising-Modell"? Diesen 
Vorwurf werten die Uni-Verantwortlichen als haltlos - und ärgern sich, dass der 
Medizinische Fakultätentag die zugrunde liegende Studie weiterhin veröffentlicht. 
 
Wer gehört in den Kreis der anerkannten Ausbildungsstätten von Medizinern und 
wer nicht? Ein Ende 2013 erschienenes juristisches Gutachten zu den rechtlichen 
Anforderungen an Gründungen ärztlicher Ausbildungs- und Forschungsstätten in 
Deutschland hat im niedersächsischen Oldenburg hohe Wellen geschlagen. 

Denn die beiden Autoren, Professor Max Emanuel Geis und Professor Kay 
Hailbronner, stellen Oldenburg in eine Reihe mit anderen Medical Schools in 
Deutschland, wie den Asklepios Campus in Hamburg oder der Kassel School of 
Medicine. Sie bezeichnen sie als "Franchising-Modelle", weil sie zum Beispiel mit 
dem Asklepios Kliniken zusammenarbeiten. 

In 13 Punkten legen die Autoren dar, warum diese Ausbildungsstätten aus ihrer 
Sicht nicht in den Kreis der Fakultäten gehören. 
 
Mehr lesen Sie hier... 
http://www.aerztezeitung.de/praxis_wirtschaft/ausbildung/article/860711/ems-uni-
sieht-affront-des-fakultaetentags.html 

 

applewebdata:/--06473731-12D6-4F50-A904-10D85D9D56C2-www.bdp-verband.de-bdp-politik-2012-120403_ausbildung.pdf
applewebdata:/--06473731-12D6-4F50-A904-10D85D9D56C2-www.bdp-verband.de-bdp-presse-2014-07_BDP_Pressemitteilung.pdf
http://www.mft-online.de/files/gutachten_geis_-_hailbronner_2013-11-12.pdf
http://www.aerztezeitung.de/praxis_wirtschaft/ausbildung/article/860711/ems-uni-sieht-affront-des-fakultaetentags.html
http://www.aerztezeitung.de/praxis_wirtschaft/ausbildung/article/860711/ems-uni-sieht-affront-des-fakultaetentags.html
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7. G-BA streicht psychotherapeutische Praxissitze 

 
20.05.2014 

 
Pressemitteilung der BPtK 
Schlecht versorgte Regionen in Ostdeutschland besonders hart getroffen 
 
In Ostdeutschland warten psychisch kranke Menschen durchschnittlich 14 bis 19 
Wochen auf ein erstes Gespräch bei einem niedergelassenen Psychotherapeu-
ten. Deshalb war geplant, vor allem in den ländlichen Regionen von Brandenburg, 
Mecklenburg-Vorpommern, Sachsen, Sachsen-Anhalt und Thüringen deutlich 
mehr Psychotherapeuten zuzulassen. Dafür sind derzeit 237,5 zusätzliche Pra-
xissitze für Psychotherapeuten in Ostdeutschland ausgeschrieben. Davon plant 
der Gemeinsame Bundesausschuss (G-BA) jedoch wieder jeden fünften Sitz zu 
streichen. Nach Berech­nungen der Bundespsychotherapeutenkammer (BPtK) 
können 48,5 von 237,5 ausgeschriebenen neuen Sitzen der G-BA-Entscheidung 
zum Opfer fallen (siehe Karte). 

 
Grund ist ein Beschluss des G-BA vom 17. April 2014, der zurzeit vom Bundes-
gesundheitsministerium geprüft wird. Danach verringern zukünftig psychiatrische 
Institutsambulanzen die Anzahl der zugelassenen psychotherapeutischen Pra-
xen. Zwei psychiatrische Institutsambulanzen sollen wie eine psychotherapeuti-
sche Praxis gerechnet werden. Psychiatrische Institutsambulanzen versorgen je-
doch andere Patienten als psychotherapeutische Praxen und behandeln ihre Pa-
tienten auch anders. „Der G-BA weiß, dass psychia­trische Institutsambulanzen 
und psychotherapeutische Praxen unterschiedliche Patienten versorgen. In der 
Regel verfügen die psychiatrischen Institutsambulanzen nur über ein sehr einge-
schränktes psychotherapeutisches Angebot. Krankenhausambulanzen können 
psychotherapeutische Praxen nicht ersetzen“, stellt BPtK-Präsident Prof. Dr. Rai-
ner Richter fest. „Die BPtK fordert das Bundesministerium für Gesundheit auf, 
den Beschluss des G-BA zu beanstanden.“ 

 
Psychiatrische Institutsambulanzen sind Ambulanzen in Krankenhäusern, die 
psychisch kranke Menschen behandeln sollen, die wegen der Art, Schwere oder 
Dauer der Erkrankung nicht ausreichend in ambulanten Praxen versorgt werden 
können. Patienten erhalten in psychiatrischen Institutsambulanzen selten psycho-
therapeutische Einzeltherapie von 50 Minuten, sondern vor allem Kriseninterven-
tionen, Erhaltungstherapie, Psychoedukation und Fallmanagement. Für eine 
Richtlinienpsychotherapie reicht die Vergütung meist gar nicht aus. 

 
Download: 
Karte: G-BA streicht psychotherapeutische Praxissitze – Schlecht versorgte Re-

gionen in Ostdeutschland besonders hart getroffen 
 
Stellungnahme der BPtK zum Beschluss des G-BA vom 17. April 2014 zur Ein-

beziehung der psychiatrischen Institutsambulanzen in die Bedarfsplanung 
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8. Psychotherapeutenprotest bei der KBV-VV 

 
 

22.05.2014 
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9. Petition gegen die Schließung des Institutes für Psychologie in Halle 

 
30.05.2014 

 
Die vom Ministerium für Wissenschaft und Wirtschaft zur Diskussion veröffentlich-
ten Papiere zur Hochschulstrukturplanung sehen die Schließung mehrerer Institu-
te, unter anderem die des Institutes für Psychologie, der Martin-Luther-Universität 
Halle-Wittenberg vor. Bis 2025 sollen insgesamt 25 Mio. € eingespart werden. 
Ohne sinnvolle Begründung wurden die Einstellungen der Studienfachrichtungen 
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Psychologie, Informatik, Sport- und Geowissenschaften, sowie der Medien- und 
Kommunikationswissenschaften vorgeschlagen. Außerdem soll die Existenz wei-
terer kleinerer Fächer auch auf der Kippe stehen. Über 3.000 begehrte Studien-
plätze stünden damit auf dem Spiel! 
 
Mehr lesen Sie hier.... 
https://www.openpetition.de/petition/online/gegen-die-schliessung-des-institutes-
fuer-psychologie-an-der-mlu-halle-wittenberg 
 
(Anmerkung der Redaktion: Die Zeichnungsfrist dieser Petition ist beendet, die 
benötigte Anzahl von Unterstützern wurde erfreulicherweise erreicht) 

 
 
 

10. Neuer Studiengang Master in Health and Medical Management 

 
10.06.2014 

 
Im Gesundheitswesen arbeiten nicht nur Ärzte, sondern auch eine Vielzahl von 
Akademikern aus anderen Fachrichtungen. Diesen ist gemeinsam, dass sie sich 
im Gesundheitswesen mit Krankheiten, Therapieoptionen und Ärzten auseinan-
dersetzen müssen, ohne sich aber jemals systematisch mit den Grundlagen der 
Medizin beschäftigt zu haben. Während sich Ärzte in den letzten Jahren immer 
stärker in Richtung Wirtschaftswissenschaften und der Institution Gesundheits-
wesen weitergebildet haben, fehlt der umgekehrte Weg fast völlig. Damit ist eine 
zielgerichtete Kommunikation im Gesundheitswesen erschwert, mit negativen Ef-
fekten für das Gesamtergebnis des Systems. 
 
Mehr lesen Sie hier... 
http://www.mhmm.de/?utm_source=eRelation+GESAMT&utm_campaign=bdef4f9
c30-
eBlast_Uni_Erlangen5_12_2014&utm_medium=email&utm_term=0_1c8fc10ec7-
bdef4f9c30-36314349 

 

https://www.openpetition.de/petition/online/gegen-die-schliessung-des-institutes-fuer-psychologie-an-der-mlu-halle-wittenberg
https://www.openpetition.de/petition/online/gegen-die-schliessung-des-institutes-fuer-psychologie-an-der-mlu-halle-wittenberg
http://www.mhmm.de/?utm_source=eRelation+GESAMT&utm_campaign=bdef4f9c30-eBlast_Uni_Erlangen5_12_2014&utm_medium=email&utm_term=0_1c8fc10ec7-bdef4f9c30-36314349
http://www.mhmm.de/?utm_source=eRelation+GESAMT&utm_campaign=bdef4f9c30-eBlast_Uni_Erlangen5_12_2014&utm_medium=email&utm_term=0_1c8fc10ec7-bdef4f9c30-36314349
http://www.mhmm.de/?utm_source=eRelation+GESAMT&utm_campaign=bdef4f9c30-eBlast_Uni_Erlangen5_12_2014&utm_medium=email&utm_term=0_1c8fc10ec7-bdef4f9c30-36314349
http://www.mhmm.de/?utm_source=eRelation+GESAMT&utm_campaign=bdef4f9c30-eBlast_Uni_Erlangen5_12_2014&utm_medium=email&utm_term=0_1c8fc10ec7-bdef4f9c30-36314349
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11. Fachtagung zur Ausbildungsreform am 25.06.2014 in Berlin 

 
30.06.2014 
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Lesen Sie auch hier die Beiträge des bvvp auf dieser Fachtagung 
 

Einführung Norbert Bowe  
„Ausbildungsreform  –  Wege. Risiken, Nebenwirkungen“ 
http://www.bvvp.de/files/20140625_einfuehrung_bowe_2te_fachtagung_ausbil
dungsreform.pdf 
 
Vortrag Sartorius/Böker „Preisfrage: Können wir uns das leisten?“ 

http://www.bvvp.de/files/20140625_vortrag_preisfrage_sarorius_boeker_bvvp_
ausbildungsreform.pdf 

 
 

12. Umfrage in der Süddeutschen: Was Praktikanten verdienen 

 
Nehmen Sie teil an der Umfrage „Was Praktikanten verdienen“... 
 
http://waspraktikantenverdienen.tumblr.com 
 
 
Der bvvp hat hierzu einen Leserbrief geschrieben und auf die prekäre Situation 
der PiA hingewiesen: 
 
Dieser Leserbrief erreichte uns heute mit den Worten “Mit Interesse haben wir 
Vorstandsmitglieder des Bundesverbands der Vertragspsychotherapeuten Ihren 
Beitrag zum Mindestlohn gelesen. Weil dieser für unsere Berufsgruppe ein erster 
Schritt zur Lösung eines dringlichen Problems darstellt, habe ich einen Leserbrief 
verfasst.” 

http://www.bvvp.de/files/20140625_einfuehrung_bowe_2te_fachtagung_ausbildungsreform.pdf
http://www.bvvp.de/files/20140625_einfuehrung_bowe_2te_fachtagung_ausbildungsreform.pdf
http://waspraktikantenverdienen.tumblr.com/
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Seit nunmehr 15 Jahren schreibt das Psychotherapeutengesetz vor, dass soge-
nannte „Psychotherapeuten in Ausbildung“ (PiA) eine mindestens 1-jährige „Prak-
tische Tätigkeit“ in einem psychiatrischen Krankenhaus absolvieren müssen. Die 
angehenden Psychotherapeuten haben dabei bereits ein Diplom oder einen Mas-
terabschluss in Psychologie, Pädagogik oder Sozialpädagogik in der Tasche und 
werden für die Behandlung von Menschen mit psychischen Erkrankungen an Kli-
niken eingesetzt, ohne eine angemessene Vergütung zu erhalten. 

 
Mehr lesen Sie hier... 
http://waspraktikantenverdienen.tumblr.com/post/90668807842/ein-leserbrief 

 
 

13. 3-jähriges berufsbegleitendes Masterstudium in Luxemburg  

 
Der Master in Psychotherapie ist ein berufsbegleiten- der,  -jähriger, universitärer 
Studiengang zum Erwerb der  ualifikation zur Ausübung der Psychotherapie in 
 uxemburg und anderen europäischen  ändern. Die Ausbildung orientiert sich 
am neuesten Stand der Psychotherapieforschung und folgt in den Studieninhalten 
und dem Umfang der Ausbildung den Richtlinien der „European Federation of 
Psychological Associations“ (EFPA)... Auf der Basis der Allgemeinen Psycholo-
gie, der Klinischen Psychologie, der Gesundheitspsychologie, der Entwicklungs-
psychologie, den Neurowissenschaften und der Psychotherapieforschung werden 
Erkenntnisse aus der Kognitiven Verhaltens- therapie, der Systemischen Thera-
pie, dem Selbstmanagement, der Interpersonalen Therapie, der Hypnotherapie, 
achtsamkeitsbasierten Verfahren und verschiedenen Entspannungsverfahren in-
tegriert.  
 
Mehr lesen Sie hier... 
http://www.dgps.de/uploads/tx_powermail/MAPLuxembourg.pdf 

 
 

14. Kostenerstattung  

 

14.1 Kleine Anfrage der Grünen zur Kostenerstattung  

 
25.06.2014 

 
Immer mehr gesetzlich Versicherte finden keinen Therapieplatz bei ei-
nem Psychotherapeuten mit Zulassung zur vertragsärztlichen und ver-
tragspsychotherapeutischen Versorgung. Sie sind daher darauf ange-
wiesen, die Therapie bei niedergelassenen Psychotherapeutinnen und 
Psychotherapeuten ohne Zulassung durchzuführen und sich die Kosten 
gemäß   1  Absatz   des Fünften Buches Sozialgesetzbuch (SGB V) 
von der Krankenkasse erstatten zu lassen. In den vergangenen zehn 
 ahren sind die Ausgaben für Kostenerstattungen für Psychotherapie 
nach § 13 Absatz 3 SGB V beinahe um das Achtfache gestiegen 
(Newsletter der Bundespsychotherapeutenkammer, Ausgabe 4, De-

http://waspraktikantenverdienen.tumblr.com/post/90668807842/ein-leserbrief
http://www.dgps.de/uploads/tx_powermail/MAPLuxembourg.pdf
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zember 201 ). Vom ersten Halbjahr 2012 auf das erste Halbjahr 201  
haben die Ausgaben um fast die Hälfte zugenommen. Aufgrund einer 
Änderung des Erlasses „Rechnungs- wesen und Statistik der GKV“ des 
Bundesministeriums für Gesundheit (BMG) müssen Krankenkassen die 
Daten zur Kostenerstattung gemäß   1  Absatz   SGB V nicht mehr 
zur Veröffentlichung an das BMG weitergeben (GMBl. 201 , S. 10   
ff.). Dadurch ist seit dem Jahr 2013 nicht mehr nachvollziehbar, wie sich 
die Kostenerstattung für Psychotherapie entwickelt und wie sehr Patien-
tinnen und Patienten darauf angewiesen sind, um eine zeitnahe psy-
chotherapeutische Behandlung zu erhalten.  

 
Deutlich wird hierdurch, dass Handlungsbedarf in Bezug auf das ambu-
lante Angebot der Behandlung psychischer Erkrankungen besteht.  
 
Mehr lesen Sie hier... 
http://dip21.bundestag.de/dip21/btd/18/019/1801947.pdf 

 

http://dip21.bundestag.de/dip21/btd/18/019/1801947.pdf
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14.2 Auch der bvvp hatte diesbezüglich gemeinsam mit der DGPT und 

der VAKJP nachgefragt. 

 
 Lesen Sie hier unseren Schriftwechsel 
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15. Save the Date: Aktionstag am 25.09. in Berlin 

 
Beschluss des Bewertungsausschusses vom 18.12.2013: 
„Der Bewertungsausschuss wird bis  0.  uni 201  die antragspflichtigen psycho-
therapeutischen Leistungen des EBM-Abschnitts 35.2 dahingehend über- prüfen, 
ob die seit dem 1. Januar 2009 gültige Bewertung dieser Leistungen die ange-
messene Höhe der Vergütung psychotherapeutischer Leistungen sicherstellt. Bei 
dieser Überprüfung ist die einschlägige Rechtsprechung des BSG zu berücksich-
tigen. Sofern im Ergebnis der Überprüfung eine Anpassung der Bewertungen 
notwendig ist, wird der Bewertungsausschuss einen entsprechenden Beschluss 
fassen.“ 
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Der Bewertungsausschuss ist seiner Aufgabe nicht nachgekommen. Der Stichtag 
30. Juni 2014 ist verstrichen, ohne dass diese Überprüfung im Ansatz stattgefun-
den hat. 

Stattdessen hören wir aus mehreren KVen, dass dort die KV-Vorsitzenden berich-
teten, dass sie sich gegen eine möglicherweise notwendige Nachzahlung an die 
Psychotherapeuten ausgesprochen haben und die KBV daran hindern wollen, im 
Bewertungsausschuss eine Nachzahlung zu beschließen.  

Auch die Krankenkassen sehen für die Zeit ab 2013 Mehrkosten durch höhere 
Psychotherapeutenhonorare auf sich zukommen und sind ebenso wie die KVen 
daran interessiert, Nachberechnungen und Nachzahlungen möglichst klein zu 
halten.  

Insofern wird ein Adressat der Protestaktion auch das Bundesministerium für Ge-
sundheit sein, das als Aufsicht sicher zu stellen hat, dass Recht und Gesetz durch 
den Bewertungsausschuss eingehalten und umgesetzt werden.  

Aufgrund der Hinhaltetaktik und der Versuche, jegliche Nachzahlung der uns zu-
stehenden Honorare zu verhindern und der damit nach wie vor ungelösten Hono-
rarsituation  
 

wird am 25.09.2014 ein Aktionstag in Berlin stattfinden.  
 
 
Angedacht ist unter anderem ein Demonstrationszug, vermutlich eingebettet in 
weitere Aktivitäten. Um unserem Anliegen möglichst laut Gehör zu verschaffen, 
ist  eine hohe Beteiligung unerläßlich!!. Wir erhoffen uns dabei lautstarke Protes-
te, wie wir Psychotherapeuten sie auch in den 90er Jahren zu Gehör brachten 
und damals damit unsere Forderungen durchsetzen konnten. 
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16.  In eigener Sache: Einladung zum bvvp-Jubiläum 

 
Der bvvp feiert sein 20. Jubiläum. Seien Sie herzlich eingeladen zu unserer Feier am 
26.09.2014 
 

 


